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1 Einleitung
Wahlen sind fundamentaler Bestandteil eines jeden demokratischen Systems. Sie u¨ber-
setzen die Interessen der Bevo¨lkerung in parlamentarische Mehrheiten und politische
A¨mter, rekrutieren und legitimieren Eliten, kanalisieren politische Konflikte und in-
stallieren sowohl eine handlungsfa¨hige Regierung als auch eine kontrollfa¨hige Oppo-
sition (Nohlen, 2009). Doch obwohl der Gang an die Wahlurne einen der wichtigsten
Akte politischer Partizipation darstellt, verzichtet in der Bundesrepublik regelma¨ßig
ein erheblicher Teil der Bevo¨lkerung auf die Stimmabgabe. Im Jahr 2009 erreichte
die allgemeine Wahlbeteiligung mit 70,9% einen historischen Tiefpunkt und auch bei
den darauffolgenden Bundestagwahlen 2013 und 2017 lag sie nur geringfu¨gig ho¨her.
Das wirft eine ganze Reihe von Fragen auf: Warum enthalten sich manche Bu¨rger
ihrer Stimme, wa¨hrend andere an Wahlen teilnehmen1? Welche Umsta¨nde sind es,
die Wahlberechtigte zur Enthaltung bewegen? In welcher Hinsicht unterscheiden sich
Nichtwa¨hler von Wa¨hlern?
Die Politikwissenschaft hat im Laufe der vergangenen Jahrzehnte zahlreiche Theo-
rien hervorgebracht, die es sich zur Aufgabe gemacht haben, genau diese Fragen zu be-
antworten. Angefangen bei den soziologischen Urspru¨ngen der Wahlforschung u¨ber den
sozialpsychologischen Ansatz der Michigan-School bis hin zur Rational-Choice-Theorie
existieren unterschiedliche, konkurrierende Erkla¨rungsversuche fu¨r Wahlenthaltung.
Die vorliegende Arbeit geht der Frage nach, welcher dieser Ansa¨tze am besten geeig-
net ist, um Wahlenthaltung am Beispiel der Bundestagswahl 2017 zu erkla¨ren. Hierfu¨r
werden zuna¨chst die zentralen Argumente der drei genannten Theorie-Schulen um-
rissen und vor dem Hintergrund des aktuellen Forschungsstandes diskutiert. Schwer-
punkt der Arbeit bildet die anschließende empirische Analyse der Bundestagswahl
2017, beruhend auf Umfragedaten der
”
German Longitudinal Election Study“ (GLES).
Unter Beru¨cksichtigung soziodemographischer Kontrollvariablen wird dabei die indi-
viduelle Wahrscheinlichkeit der Wahlenthaltung in unterschiedlichen Spezifikationen
einer bina¨ren logistischen Regression mit Hilfe des Maximum-Likelihood -Verfahrens
gescha¨tzt. Die Ergebnisse der Analyse zeigen, dass sich die drei Theorien in Hin-
blick auf ihre Erkla¨rungskraft deutlich voneinander unterscheiden. Zwar finden sich
Indizien fu¨r ein rationales Verhalten der Wahlberechtigten, eine gro¨ßere Rolle fu¨r die
1 Hinweis: Aus Gru¨nden der besseren Lesbarkeit wird in der vorliegenden Arbeit auf die gleich-
zeitige Verwendung ma¨nnlicher und weiblicher Sprachformen verzichtet. Sa¨mtliche Personenbezeich-
nungen (z.B. Bu¨rger, Wahlberechtigter, Wa¨hler etc.) gelten gleichermaßen fu¨r beiderlei Geschlecht.
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Wahrscheinlichkeit der Wahlenthaltung spielen allerdings sozialpsychologische Fakto-
ren wie die Parteiidentifikation oder das Wahlpflichtgefu¨hl. Besonders schlecht schnei-
den die Pra¨diktoren der soziologischen Theorie ab, deren Beitrag zur Erkla¨rung von
Wahlenthaltung minimal zu sein scheint. Allerdings sollte dieses Ergebnis nicht als
Aufforderung verstanden werden, die soziologische Theorie vorschnell zu verwerfen.
Stattdessen spricht vieles dafu¨r, die Operationalisierung soziologischer Konzepte neu
zu u¨berdenken und der gesellschaftlichen Realita¨t des 21. Jahrhunderts anzupassen.
2 Theorien zur Erkla¨rung von Wahlenthaltung
Ihrer politischen Bedeutung entsprechend, sind Wahlen insbesondere seit den 1950er
Jahren zu einem beliebten Untersuchungsgegenstand in den Sozialwissenschaften ge-
worden. In Folge dessen existieren zahlreiche wissenschaftliche Beitra¨ge, die sich mit
Ursachen und Determinanten der Wahlenthaltung sowohl im Kontext der Bundesre-
publik (z.B. Schoof, 1981; Eilfort, 1994; Rattinger & Kra¨mer, 1995; Schoen & Falter,
2003; Scha¨fer, Schwander & Manow, 2016) als auch auf internationaler Ebene (z.B.
Brody & Page, 1973; Perea, 2002; Adams, Dow & Merrill, 2006; Geys, 2006; Larci-
nese, 2007) bescha¨ftigen. Vor dem Hintergrund dieser reichen Literatur konzentriert
sich die Arbeit auf drei klassische Theorien zur Analyse von Wahlverhalten: die so-
ziologische, die sozialpsychologische und die rationalistische Erkla¨rung. Im folgenden
Kapitel werden die Kernargumente dieser Ansa¨tze kurz skizziert und in Hinblick auf
ihre Erkla¨rungskraft fu¨r das Pha¨nomen der Wahlenthaltung kritisch hinterfragt.
2.1 Soziologische Erkla¨rungen
Streng genommen gibt es nicht die soziologische Erkla¨rung von Wahlverhalten, da
sowohl mikro- als auch makro-soziologische Ansa¨tze Anspruch auf Gu¨ltigkeit erheben.
Trotz aller Unterschiede teilen die beiden Stro¨mungen einen Kerngedanken, der sie von
anderen Theorien unterscheidet: Sie sehen im Wa¨hler in allererster Linie ein soziales
Wesen.
Der mikro-soziologische Ansatz der Columbia School um den Soziologen Paul F.
Lazarsfeld bildet gewissermaßen den historischen Ursprung der Wahlforschung. In einer
wegweisenden Panel-Studie wa¨hrend des US-Pra¨sidentschaftswahlkampfes 1940 kam er
unter Ru¨ckgriff auf Simmels
”
Theorie der sozialen Kreise“ (1890) zu dem Schluss, dass
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das politische Verhalten einer Person vor allem durch ihr soziales Umfeld gepra¨gt wird:
”
A person thinks politically as he is socially. Social characteristics determine politi-
cal preference“ (Lazarsfeld, Berelson & Gaudet, 1948, S. 27). Um das Wahlverhalten
einer Person erkla¨ren zu ko¨nnen, mu¨sse daher ihren sozialen Kontakten besondere
Aufmerksamkeit geschenkt werden. Diese wiederum wa¨ren in hohem Maße von so-
ziostrukturellen Faktoren wie Beruf, Wohnort oder Konfession abha¨ngig (Lazarsfeld
et al., 1948, S. 138; Berelson, Lazarsfeld & McPhee, 1954, S. 298f). Das Argument
folgt einer simplen, probabilistischen Logik: Gleich und Gleich gesellt sich nicht nur
gern, sondern gewissermaßen von selbst, da eine a¨hnliche Sozialstruktur zwangla¨ufig
natu¨rliche Beru¨hrungspunkte in privatem und beruflichem Umfeld mit sich bringt. Auf
diese Weise entstu¨nden Gruppen, deren Mitglieder in Folge ihrer sozioo¨konomischen
Gleichheit auch in politischer Hinsicht a¨hnliche Bedu¨rfnisse und Verhaltensweisen ent-
wickeln wu¨rden (Lazarsfeld et al., 1948, S. 148). Zusa¨tzlich versta¨rkt wu¨rde diese inne-
re politische Homogenita¨t durch Assimilationsdynamiken. Demnach ha¨tten Personen
einen Anreiz, sich in ihrem Verhalten und ihren (Wahl-)Entscheidungen der Grup-
pennorm anzupassen, um soziale Sanktionen zu vermeiden (vgl. Roth, 2008, S. 30).
In der Summe wu¨rde Wa¨hlen daher als
”
group experience“ wahrgenommen werden
(Lazarsfeld et al., 1948).
Die makro-soziologische Schule u¨bernahm diesen Befund und warf daran anknu¨p-
fend weitere Fragen auf:
”
What were the core characteristics of the groups of voters
mobilized by each party? Which conditions helped and which conditions hindered the
mobilization efforts of each party within the different groups of the mass citizenry?“
(Lipset & Rokkan, 1967, S. 2). Antworten auf diese Fragen fanden Lipset und Rok-
kan schließlich in vier fundamentalen und dauerhaft stabilen Cleavages : Zentrum vs.
Peripherie, Staat vs. Kirche, Stadt vs. Land, Kapital vs. Arbeit. Entlang dieser Kon-
fliktlinien wu¨rden sich dauerhafte Spannungsfelder bilden, die sich eigneten, um von
Parteien gezielt angesprochen und mobilisiert zu werden. Auf diese Weise wu¨rden sich
Parteien als Interessenvertreter einer bestimmten Zielgruppe profilieren (z.B. arbeiter-
freundliche Parteien, konservativ-christliche Parteien etc.) und Wa¨hlergruppen dau-
erhaft an sich binden (alignment). Die Cleavage-Theorie kann damit als Erweiterung
des mikro-soziologischen Ansatzes verstanden werden. Sie macht nicht nur plausibel,
dass das politische Verhalten sozialer Gruppen in sich homogen ist, sondern erkla¨rt
auch, welcher politisch-ideologischen Grundausrichtung diese Gruppen jeweils folgen.
Was aber fu¨hrt nun aus soziologischer Sicht zur Wahlenthaltung?
5
Das soziologische Theoriegeru¨st bietet zwei mo¨gliche Erkla¨rungen fu¨r Enthaltung.
Zum einen sind Wahlberechtigte gleichzeitig in viele verschiedene familia¨re, kirch-
liche, berufliche und sonstige Kontexte eingebunden. Diese vielfa¨ltigen Gruppenzu-
geho¨rigkeiten werden problematisch, sobald sie von der Person kontra¨re Verhaltens-
weisen erwarten. Als Paradebeispiel solcher sozialer cross-pressures gilt der prakti-
zierende Katholik mit Gewerkschaftsbindung, welcher im Konflikt zwischen religio¨s-
konservativen und o¨konomisch-progressiven Verhaltenserwartungen steht (vgl. Caba-
rello, 2014, S. 31). Gefangen in dieser Zwickmu¨hle, wu¨rde die Wahlenthaltung als
”
line
of least resistance“ (Lazarsfeld et al., 1948, S. 64) einen gangbaren Ausweg darstel-
len, da sie keine der beiden Verhaltenserwartungen explizit entta¨uscht. Zwar konnten
empirische Arbeiten zeigen, dass cross-pressures den Zeitpunkt der Wahlentscheidung
verzo¨gern (He, 2016), ihr Einfluss auf Wahlenthaltung ist aber durchaus umstritten.
Wa¨hrend manche Studien tatsa¨chlich einen positiven Effekt von cross-pressures auf
die individuelle Enthaltungswahrscheinlichkeit postulieren (Campbell, Converse, Mil-
ler & Stokes, 1960, S. 83 ; Mutz, 2002), ko¨nnen andere keinen Zusammenhang ausma-
chen (Horan, 1971; Huckfeldt, Mendez & Osborn, 2004) oder kommen sogar zu dem
Schluss, ein ambivalentes politisches Umfeld wu¨rde politische Beteiligung im Allgemei-
nen stimulieren (McLeod et al., 1999; Scheuffele, Nisbet, Brossard & Nisbet, 2004; Nir,
2005). Die zweite soziologische, empirisch tragfa¨higere Erkla¨rung fu¨r Wahlenthaltung
basiert auf der Randsta¨ndigkeitshypothese. Diese besagt, dass es sich bei Nichtwa¨hlern
u¨berproportional ha¨ufig um sozial isolierte Segmente der Bevo¨lkerung handelt (Key,
1952, S. 580). Mit zunehmender Integration steige schließlich das Risiko, fu¨r die Ver-
letzung der gesellschaftlich vorherrschenden Wahlnorm sozial sanktioniert zu werden2,
weshalb ein sta¨rkerer Anreiz zur Teilnahme bestu¨nde. Die Vermutung, dass schwach
ausgepra¨gte soziale Integration die Wahlenthaltung begu¨nstige, ließ sich fu¨r die Bun-
derepublik in der Vergangenheit besta¨tigen (vgl. Eilfort, 1994).
2.2 Sozialpsychologischer Ansatz
Der sozialpsychologische Ansatz der Wahlforschung (oft auch als Michigan-Schule be-
zeichnet) entstand in den spa¨ten 1950er Jahren als Reaktion auf die mikro-soziologische
2 Dieses Argument impliziert die Annahme, dass in allen gesellschaftlichen Gruppen eine mehr
oder weniger starke
”
Wahlnorm“ vorherrscht, da die Gruppenzugeho¨rigkeit anderfalls einen gegen-
teiligen Effekt haben sollte. Abgesehen von den Zeugen Jehovas, deren Mitgliedern die Teilnahme an
Wahlen ausdru¨cklich untersagt ist (vgl. Eilfort, 1994, S. 58), scheint diese Annahme aber empirisch
unproblematisch zu sein. Letztere ko¨nnen aufgrund ihrer geringen Verbreitung vernachla¨ssigt werden.
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Theorie. Lazarsfeld’s These
”
that voting may be largely understood as an expressi-
on of the individual’s conformance to his basic sociological environment“ (Campbell,
Gurin & Miller, 1953, S. 361) wurde als sozialdeterministisch kritisiert, da sie die Be-
deutung individueller Einstellungen vo¨llig ausblenden wu¨rde. Weit mehr Beachtung
fanden diese Faktoren schließlich im sozialpsychologischen Entwurf, dem sogenannten
Ann-Arbor-Modell (s. Abbildung 1), das im Laufe der Zeit mehrfach modifiziert und
weiterentwickelt wurde.
Abbildung 1: Der sozialpsychologische Kausalita¨tstrichter
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Roth (2008) und Kellermann (2008)
Das Modell stellt drei Determinanten der Wahlentscheidung in den Mittelpunkt:
Parteiidentifikation, Kandidaten- und Issue-Orientierung. Wa¨hrend es sich bei letzte-
ren um kurzfristig erworbene, von Wahl zu Wahl variable Einstellungen gegenu¨ber spe-
zifischen Kandidaten und Sachfragen handelt, stellt die Parteiidentifikation das lang-
fristige Produkt individueller Sozialisationserfahrungen dar (Cabarello, 2014, S. 454f).
Letztlich ausschlaggebend fu¨r das Wahlverhalten einer Person sei das Zusammenspiel
dieser kurz- und langfristigen Faktoren. Damit wird bereits in den Grundzu¨gen ein
fundamentaler Unterschied zur soziologischen Erkla¨rung sichtbar. Wa¨hrend im sozio-
logischen Ansatz soziostrukturelle Einflussfaktoren von zentraler Bedeutung waren,
werden sie im Ann-Arbor-Modell aus dem Kern der Erkla¨rung verbannt und dienen
lediglich als vorgeschaltete Filter der Parteiidentifikation.
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Auch der sozialpsychologische Ansatz ha¨lt mo¨gliche Erkla¨rungen fu¨r das Pha¨nomen der
Wahlenthaltung bereit. Falls Parteiidentifikation, Kandidaten- und Issue-Orientierung
bei einem Wahlberechtigten allesamt nur sehr schwach ausgepra¨gt seien, fehle ihm
schlichtweg die Motivation fu¨r den Gang an die Urne3 (vgl. Falter & Schumann, 1994,
S. 195f). Des weiteren spricht auch dieses Modell potentielle Komplikationen durch
cross-pressures an. Im Gegensatz zu den Annahmen der Columbia-School entstu¨nden
diese aber nicht im sozialen Raum, sondern im Bewusstsein des Wa¨hlers, weshalb auch
von psychologischen cross-pressures gesprochen wird. Sympathisiert ein Wa¨hler bei-
spielsweise mit dem Kandidaten der Gru¨nen, steht gleichzeitig aber in Issue-Fragen
der CDU na¨her und ist traditionell Stammwa¨hler der SPD, so fu¨hrt die Stimmabgabe
zu einem inneren Dilemma. Eine mo¨gliche Konsequenz liegt demnach in der Wahlent-
haltung:
[W]hen the three motivating factors were not congruent people were less
clear in their choice of candidate, they were not so likely to vote, and those
who did vote showed the conflict in their motivations by a greater inci-
dence of vacillation, postponement, and divided votes. (Campbell, Gurin
& Miller, 1954, S. 183)
Innerhalb der sozialpsychologischen Trias hat sich die Parteiidentifikation als zuver-
la¨ssigster Pra¨diktor der individuellen Wahlbeteiligung herauskristallisiert (Falter &
Schumann, 1994; Plutzer, 2002; Adams & Merrill, 2003).
Als Erga¨nzung zum klassischen Modell der Michigan-Schule wurden im Laufe der
Zeit auch Elemente der Partizipationsforschung in den sozialpsychologischen Ansatz
integriert. Diese als civic orientations bezeichneten Einstellungsdimensionen erfassen,
inwieweit sich ein Wahlberechtigter mit dem politischen System psychologisch ver-
bunden fu¨hlt (vgl. van Deth, 2009). Als Faustregel gilt: Je enger die Bindung eines
Wahlberechtigten an das politische System, desto sta¨rker sein Anreiz sich in Form von
Wahlen am Erhalt desselben zu beteiligen. In empirischen Analysen stellen sich civic
orientations regelma¨ßig als zuverla¨ssigste Pra¨diktoren der Wahlenthaltung heraus (fu¨r
einen U¨berblick vgl. Cabarello, 2014). Besonders die Verinnerlichung der Wahlnorm
(Rattinger & Kra¨mer, 1995) und der Grad politischer Involvierung (Falter & Schu-
mann, 1994, S. 199-203) erwiesen sich im Kontext der Bundesrepublik als relevante
Einflussgro¨ßen.
3 Diese Erkla¨rung u¨berschneidet sich mit dem Indifferenz-Argument der Rational-Choice-Theorie,
auf das im na¨chten Abschnitt na¨her eingegangen wird.
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2.3 Rational-Choice-Theorie
Mehr als jeder andere Ansatz pflegt die Rational-Choice-Theorie ein gespaltenes Ver-
ha¨ltnis zur Frage der Wahlbeteiligung. So gilt die Teilnahme an Wahlen einerseits
Kritikern als
”
paradox that ate rational choice theory“ (Fiorina, 1990, S. 334), ande-
rerseits hat gerade die Rational-Choice-Schule wa¨hrend der letzten Jahrzehnte einen
nicht enden wollenden Strom wissenschaftlicher Publikationen im Bereich der Wahlfor-
schung hervorgebracht. Um diese Ambivalenz verstehen zu ko¨nnen, empfiehlt sich ein
Blick auf die Kerngedanken der Theorie. Sie geht auf Anthony Downs (1957) zuru¨ck,
dessen Arbeiten noch heute als Klassiker der Politikwissenschaft gelten. Darin bricht
Downs radikal mit vorangegangenen Ansa¨tzen der Wahlforschung und schla¨gt einen
ebenso neuen wie vielversprechenden Weg ein. Er versteht Wa¨hler und Parteien als Ele-
mente eines politischen Marktes, auf dem im Rahmen demokratischer Spielregeln (vgl.
Downs, 1957, S. 23f) Wa¨hlerstimmen und politische Programme gehandelt werden.
Dabei folgen alle Akteure einer u¨bergeordneten Handlungsmaxime, der Rationalita¨t.
Damit diese erfu¨llt ist, mu¨ssen fu¨nf Annahmen gelten (Downs, 1957, S. 6):
1. Akteure ko¨nnen sich in jeder Situation fu¨r eine Handlungsoption entscheiden.
2. Unterschiedliche Handlungsoptionen ko¨nnen immer in eine Pra¨ferenzreihenfolge
gebracht werden, d.h. fu¨r das Verha¨ltnis zweier Handlungsoptionen A und B
existieren genau drei mo¨gliche Zusta¨nde: A ist besser, schlechter oder genauso
gut wie B.
3. Die Pra¨ferenzreihenfolge der Akteure ist transitiv, d.h. falls A gegenu¨ber B und
B gegenu¨ber C pra¨feriert wird, muss auch A gegenu¨ber C bevorzugt werden.
4. Von allen Handlungsoptionen wa¨hlt der Akteur stets diejenige aus, die er pra¨feriert
d.h. deren Nutzen fu¨r ihn maximal ist.
5. Die Pra¨ferenzen eines Akteurs sind stabil, d.h. vor zwei identische Situationen
gestellt, wird er sich identisch entscheiden4.
Downs’ Rationalita¨tsbegriff ist damit strikt instrumentell konzipiert und hat nichts
mit der normativen, alltagssprachlichen Verwendung des Begriffs im Sinne von
”
ver-
nu¨nftigem“ Handeln gemeinsam. Der rationale Mensch sei ganz einfach zu charakteri-
4 Ein beliebter Vorwurf an die Rational-Choice-Theorie entspringt einem Missversta¨ndnis dieser
Pra¨misse. Die Annahme, so die verfehlte Kritik, wu¨rde fa¨lschlicherweise davon ausgehen, dass die
Pra¨ferenzen von Akteuren im Zeitverlauf unvera¨nderlich wa¨ren. Die Rational-Choice-Theorie sieht
Pra¨ferenzverschiebungen aber weder vor, noch schließt sie sie aus – sie interessiert sich schlichtweg
nicht dafu¨r. Stattdessen kommt es auf das Verhalten der Akteure zur Erreichung ihrer Ziele an:
”
Rational choice is concerned with finding the best means to given ends.“ (Elster, 1989, S. 24)
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sieren:
”
We assume that he approaches every situation with one eye on the gains to be
had, the other eye on costs, a delicate ability to balance them, and a strong desire to
follow wherever rationality leads him“ (Downs, 1957, S. 7f). Der Wahlakt mu¨sse des-
halb wie jede andere Entscheidung auch durch eine Kosten-Nutzen-Brille betrachtet
werden.
Die Kosten der Wahlteilnahme (C) ko¨nnen drei unterschiedliche Formen annehmen
(vgl. Cabarello, 2014, S. 446). Um eine rationale Entscheidung treffen zu ko¨nnen, muss
der Wa¨hler zuna¨chst einmal Informationen u¨ber die verfu¨gbaren Parteien und deren
Programme einholen. Das kostet neben Energie vor allem Zeit, welche naturgema¨ß
ein knappes Gut darstellt. Sind die Informationskosten erst u¨berwunden und ist eine
Entscheidung getroffen, muss der Wa¨hler diese schließlich noch an der Urne zu Papier
bringen. Das erfordert auch bei schlechtem Wetter das Haus zu verlassen, das mehr
oder weniger weit entfernte Wahllokal aufzusuchen, dort anzustehen usw. – kurz: auch
der Wahlgang selbst geht mit Kosten einher. Diese sogenannten Opportunita¨tskosten
ko¨nnen vielfa¨ltige Formen annehmen, selbst der Abrieb der Schuhsohle beim Spazier-
gang zum Wahllokal kann augenzwinkernd Eingang in die Kosten-Nutzen-Kalkulation
des Wa¨hlers finden (vgl. Goodin & Roberts, 1975). Drittens ko¨nnen fu¨r den Bu¨rger
spezifische Kosten der Wahlteilnahme entstehen, deren Ausmaß stark von rechtlichen
Bestimmungen des jeweiligen politischen Systems abha¨ngig ist. Als klassisches Beispiel
hierfu¨r gelten bu¨rokratisch aufwendige Verfahren zur Eintragung in Wahlregister, wie
sie zum Beispiel in vielen Staaten der USA erforderlich sind.
Die Wahlteilnahme bringt aber nicht ausschließlich Kosten mit sich. Indem der
Wa¨hler seine Stimme abgibt, nimmt er Einfluss darauf, welche Partei in Zukunft das
staatliche Handeln bestimmt. Unter der Pra¨misse der Rationalita¨t sollte er diese Chan-
ce nutzen, um derjenigen Partei seine Stimme zu geben, von deren Regierungsbeteili-
gung er sich perso¨nlich den gro¨ßten Nutzen verspricht. Welche Partei das ist, ermittelt
der Wa¨hler, indem er Erwartungswerte E seines hypothetischen Nutzens U fu¨r die
potentiellen Regierungsparteien A und B in der kommenden Legislaturperiode t + 1
bildet5. Vergleicht er diese Erwartungsnutzen, spricht man vom erwarteten Parteien-
differential U∆, welches sich bei Downs (1957) formal definiert als:
U∆ = E(U
A
t+1)− E(UBt+1)
5 Downs argumentiert zuna¨chst ausgehend vom Zweiparteiensystem der USA, wendet sein Modell
spa¨ter aber auch auf Mehrparteiensysteme an.
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Je geringer die Differenz ausfa¨llt, desto kleiner sind die wahrgenommenen Unterschiede
zwischen den Parteien. Betra¨gt das Parteiendifferential Null, ist der Wa¨hler indifferent,
d.h. es spielt fu¨r seinen Nutzen keine Rolle, welche Partei in Zukunft die Regierung
fu¨hrt. Ist dies der Fall, sollte er im Rahmen einer instrumentellen Logik keinen ratio-
nalen Grund sehen, sich an der Wahl zu beteiligen. Das bedeutet allerdings nicht im
Umkehrschluss, dass ein positives Parteiendifferential die Wahlteilnahme garantieren
wu¨rde. In Demokratien mit mehreren Millionen Wahlberechtigten ist die Stimme des
Einzelnen
”
only one drop in a vast sea“ (Downs, 1957, S. 244) und entscheidet fast nie,
welche Partei an die Macht kommt. Um den Nutzen der Wahlteilnahme ada¨quat abzu-
bilden, muss das Parteiendifferential deshalb mit einem Discount-Faktor (p) gewichtet
werden, welcher die Wahrscheinlichkeit beschreibt, tatsa¨chlich die entscheidende Stim-
me abzugeben. Auf dieser Grundlage la¨sst sich fu¨r den rationalen Wa¨hler i folgende
Entscheidungsregel aufstellen (vgl. Riker & Ordeshook, 1968, S. 25):
Wahlteilnahmei
Ja, falls U∆i · p > CNein, falls U∆i · p < C
An dieser unscheinbaren Formel hat sich eine der gro¨ßten Kontroversen der Politik-
wissenschaft entzu¨ndet, das sogenannte Paradox des Nichtwa¨hlens. Wie schon Downs
erkannt hat, geht die Wahrscheinlichkeit p in großen Demokratien gegen 0. Damit der
Nutzenterm nicht implodiert, mu¨sste das Parteiendifferential U∆i einen entsprechend
großen Wert annehmen. In einem einfachen Rechenbeispiel mit 5 Millionen Wahlbe-
rechtigten bedeutet das, dass der erwartete Nutzen von Partei A im Vergleich zu Partei
B milliardenfach ho¨her sein mu¨sste, um die geringe Wahrscheinlichkeit p aufzuwiegen
(Feddersen, 2004, S. 101). Dass diese Annahme zumindest fu¨r die breite Masse der
Wa¨hler empirisch nicht haltbar ist, sollte augenscheinlich sein. Es la¨sst sich daher fol-
gern, dass U∆i · p ≈ 0. Ru¨ckt man nicht von der Annahme ab, dass die Teilnahme an
Wahlen Kosten verursacht (C > 0), fu¨hrt Downs’ klassisches Model zwangsla¨ufig zu
einem unbequemen Schluss: Der Akt des Wa¨hlens verursacht mehr Kosten als Nutzen
und ist deshalb irrational.
Dieses Ergebnis hat Rational-Choice-Theoretikern einiges Kopfzerbrechen bereitet,
da es in offensichtlichem Widerspruch zu empirisch beobachtbaren Wahlbeteiligungs-
raten steht. Eine Mo¨glichkeit diese Inkongruenz aufzulo¨sen, findet sich bei Riker und
Ordeshook (1968). Sie fu¨hren einen expressiven Nutzenterm (D) ein, in dessen Genuss
der Wa¨hler unaba¨ngig vom Ausgang der Wahl kommt. So ko¨nne der Akt der Stimm-
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abgabe beispielsweise als Treuebekenntnis zum politischen System oder als Befolgung
einer sozialen Wahlnorm verstanden werden, welche den Wa¨hler mit innerer Befriedi-
gung belohnt (Riker & Ordeshook, 1968, S. 28). Die Kosten-Nutzen-Kalkulation ließe
sich demnach neu formulieren:
U∆i · p+D > C
Da die Nutzenkompenente nun nicht la¨nger vollsta¨ndig von p abha¨ngt, kann die neue
Ungleichung durchaus erfu¨llt werden, d.h. Bu¨rger ha¨tten einen rationalen Grund sich
an Wahlen zu beteiligen6.
Auf besonders fruchtbaren Boden ist der Rational-Choice-Ansatz der Wahlfor-
schung in der vergleichenden Politikwissenschaft gefallen. Die Theorie hat sich als
effektives Instrument erwiesen, um Variation in der Wahlbeteiligung u¨ber La¨nder hin-
weg durch institutionelle Unterschiede zu erkla¨ren. So erho¨ht eine gesetzlich verank-
terte Wahlpflicht die Kosten der Enthaltung (z.B. in Form von Bußgeldern), wes-
halb entsprechende La¨nder wenig u¨berraschend signifikant ho¨here Beteiligungsraten
verzeichnen (Powell, 1986, S. 24, Jackman, 1987; Franklin, 1999; Siaroff & Merer,
2002; Fornos, Power & Garand, 2004). Gleichzeitig schma¨lern eine Registrierungspflicht
(Wolfinger & Rosenstone, 1980, S. 61-88, Powell, 1986; Pe´rez-Lin˜a´n, 2001) oder der
Bedeutungverlust der eigenen Stimme durch die disproportionale Repra¨sentationslogik
von Mehrheitswahlsystemen (Lijphart, 1994; Blais & Dobrzynska, 1998) den Nutzen
der Stimmabgabe und senken die Wahlbeteiligung im Aggregat.
Auch abseits der vergleichenden Perspektive hat die rationalistische Theorie viel-
versprechende Anwendung gefunden. Im Rahmen der individuellen Kosten-Nutzen-
Kalkulation haben sich Entfremdung (alienation) und Indifferenz (indifference) als
relevante Motive der Wahlenthaltung herausgestellt (vgl. Adams et al., 2006). Das
Indifferenzargument zielt darauf ab, dass es fu¨r einen Wa¨hler mo¨glicherweise schlicht-
weg keine Rolle spielt, welche der verfu¨gbaren Parteien an die Macht kommt (d.h.
U∆i=0) und er sich deshalb seiner Stimme entha¨lt. Wie bereits erwa¨hnt, findet es sich
schon bei Downs (1957) wieder. Entha¨lt sich ein Wa¨hler hingegen aus Gru¨nden der
6 Auch wenn die D-Komponente scheinbar einen bequemen Ausweg aus dem Paradox des
Nichtwa¨hlens bietet, sahen sich Riker und Ordeshook fu¨r ihren Vorschlag harscher Kritik ausge-
setzt:
”
Riker says that people vote because they derive satisfaction from voting for reasons entirely
divorced from the hope that it will bring about desired results. This may well be true but it does
not leave any scope for an economic model to come between the premises and the phenomenon to
be explained. Instead, the question shifts back to: ’Why do some people have this kind of motivation
more strongly than others’?”(Barry, 1970, S. 16). Fu¨r eine tiefergehende theoretische Diskussion des
Rational-Choice-Ansatzes vgl. Aldrich (1993) oder Blais (2000).
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Entfremdung, so erscheint ihm selbst seine pra¨ferierte Partei nicht gut genug, um den
Gang an die Urne u¨berhaupt auf sich zu nehmen. Ein solches Verhalten ist durch die
Brille einer strikt instrumentellen Logik nicht unmittelbar einsichtig, schließlich soll-
ten rationale Akteure eine schlechte Alternative einer sehr schlechten stets vorziehen.
Wie Thurner und Eymann (2000, S. 53) argumentieren, lo¨st sich dieser scheinbare
Widerspruch aber auf, wenn Entfremdung als Minimierung der expressiven Nutzen-
komponente verstanden wird. Mit anderen Worten: Bietet das politische System dem
Wa¨hler ein so mangelhaftes politisches Angebot, dass er sich gezwungen sieht, eine
ungeliebte Partei zu wa¨hlen, kann man davon ausgehen, dass er kaum expressiven
Nutzen aus der Bewahrung eben jenes Systems zieht.
Indifferenz- und Entfremdungseffekte haben sich insbesondere im US-amerikani-
schen Kontext besta¨tigt:
”
[B]oth alienation and indifference appeared to contribute
substantially to depressing turnout in the 1980–84–88 presidential elections“ (Adams
et al., 2006, S. 82; vgl. auch Brody & Page, 1973, bzw. fu¨r Senatswahlen Plane & Gers-
htenson, 2004). Weniger deutlich ausgepra¨gt scheint der Zusammenhang hingegen in
der Bundesrepublik zu sein. Bei Thurner und Eymann (2000) finden sich keine signifi-
kanten Entfremdungseffekte, dafu¨r zieht dort aber Indifferenz zwischen den Parteien in
der Migrationsfrage eine Erho¨hung der Enthaltungswahrscheinlichkeit nach sich. Aarts
und Weßels (2005) sowie Behnke (2000) beaobachten zwar Effekte von Entfremdung
und Indifferenz, die Zusammenha¨nge bu¨ßen aber unter Kontrolle sozialpsychologischer
Variablen an Signifikanz ein. Die Tatsache, dass Steinbrecher (2014) in seiner Untersu-
chung der Bundestagswahlen 2002 und 2005 zu dem Schluss kommt, dass
”
indifference
and alienation matter for the explanation of turnout even when powerful predictors
of turnout are part of the analysis“(S. 282), zeigt die Uneinigkeit der diesbezu¨glichen
Forschung. Vor diesem Hintergrund stellt die vorliegende Analyse eine willkommene
Gelegenheit dar, die Bedeutung von Indifferenz und Entfremdung fu¨r die individuelle
Wahlenthaltung im Lichte aktueller Daten neu zu diskutieren.
2.4 Soziodemographische Gro¨ßen der Nichtwa¨hlerforschung
In Erga¨nzung zu den drei genannten Theorien beru¨cksichtigen empirische Arbeiten zur
Wahlenthaltung eine Reihe soziodemographischer Kontrollvariablen. Konkret handelt
es sich dabei meist um Alter, Geschlecht und sozioo¨konomischen Status. Der Zusam-
menhang zwischen Alter und Wahlbeteiligung ist in der Politikwissenschaft gut un-
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tersucht und folgt fast immer dem selben Muster:
”
[P]articipation increases steadily
with age until it reaches a peak in the middle years, and then gradually declines
with old age“ (Milbrath & Goel, 1977, S. 114). Im Sinne eines Lebenszykluseffektes
steige die Wahrscheinlichkeit der Wahlteilnahme mit Einbindung in ein berufliches
Umfeld und zunehmender politischer Erfahrung an und sinke im ho¨heren Alter auf-
grund von gesundheitlichen Einschra¨nkungen, zunehmendem Mobilita¨tsverlust und
sozialer Isolierung (Metje, 1991). Konkurrierende Erkla¨rungen deuten den Zusammen-
hang hingegen als Generationeneffekt, der in vera¨nderten Sozialisationserfahrungen
begru¨ndet liegt (vgl. Bhatti & Hansen, 2012). Was das Geschlecht angeht, so sind
Ma¨nner in der Regel geringfu¨gig wahlfreudiger als Frauen (fu¨r einen U¨berblick vgl.
Cabarello, 2014). Diese geschlechterspezifische Diskrepanz ist in Deutschland aller-
dings seit den 1950er Jahren ru¨ckla¨ufig, sodass der Bundeswahlleiter (2018) fu¨r die
Bundestagswahl 2017 nur mehr geringe Unterschiede diagnostizieren konnte. Wesent-
lich bedeutender fu¨r die Wahrscheinlichkeit der Wahlteilnahme ist da schon der so-
zioo¨konomische Status eines Wahlberechtigten (operationalisiert u¨ber den ho¨chsten
Schulabschluss). Unabha¨ngig vom Forschungsdesign oder der Fallauswahl – der signi-
fikant positive Zusammenhang zwischen Status und Wahlteilnahme besta¨tigt sich mit
nahezu gesetzma¨ßiger Regelma¨ßigkeit (vgl. beispielsweise Verba, Schlozman, Brady
& Nie, 1993; Burden, 2009; Sondheimer & Green, 2010). Grund hierfu¨r, so die Par-
tizipationsforschung, sei die bessere Ressourcenausstattung ho¨her gebildeter Wa¨hler.
U¨berdurchschnittliches Wissen und ausreichende finanzielle Mittel wu¨rden es dieser
Personengruppe besonders leicht machen, sich politisch zu beteiligen, weshalb sie un-
ter den Wa¨hlern u¨berrepra¨sentiert wa¨re (Cabarello, 2014, S. 470). Diese Erkenntnis,
die kein gutes Licht auf den normativen Gleichheitsanspruch von Demokratien wirft,
hat insbesondere in den USA eine lebhafte Debatte u¨ber die Einfu¨hrung der Wahl-
pflicht losgetreten (vgl. besonders Lijphart, 1997).
Die soziodemographische Trias (Alter, Geschlecht, sozioo¨konomischer Status) dient
der vorliegenden Arbeit als Grundlage fu¨r einen empirischen Vergleich von soziologi-
scher, sozialpsychologischer und rationalistischer Erkla¨rung (vgl. Abbildung 2). Um
den Theorievergleich methodisch ada¨quat umzusetzen, werden im nachfolgenden Ka-
pitel theoretisch relevante Konzepte na¨her spezifiziert, Variablen operationalisiert und
Messhypothesen formuliert. Daru¨berhinaus finden sich dort auch die Begru¨ndung der
Methodenwahl und die Vorstellung des Datensatzes.
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Abbildung 2: Theorievergleich
 
3 Methode
Ziel der Arbeit ist es, die Erkla¨rungskraft unterschiedlicher Theorien fu¨r die Wahr-
scheinlichkeit der individuellen Wahltenthaltung am Beispiel der Bundestagswahl 2017
zu testen. Um dieses Forschungsinteresse verfolgen zu ko¨nnen, ist die Wahl einer ange-
messen Methode von zentraler Bedeutung. Sie muss der Zielsetzung der Arbeit dienlich
sein und der Forschungsfrage entsprechend ausgewa¨hlt werden.
Da im Rahmen der Arbeit Hypothesen getestet werden sollen, sind inferenzsta-
tistische Verfahren rein deskriptiven Vorgehensweisen grundsa¨tzlich vorzuziehen. Die
Tatsache, dass es sich um einen Theorievergleich handelt, legt ein multivariates Scha¨tz-
verfahren mit den Kovariablen x1, ..., xk nahe. Eine weitere Restriktion ergibt sich aus
der dichotomen Struktur der Zielvariablen y (Wahlteilnahme/Enthaltung). Sie macht
lineare Modelle der Form pii = β0 + β1x1 + ... + βkxik zur Scha¨tzung der Enthal-
tungswahrscheinlichkeit pii unpraktikabel, da zentrale OLS-Annahmen (z.B. Homos-
kedastizita¨t des Fehlerterms) verletzt wa¨ren und vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten
mitunter außerhalb des Intervalls [0; 1] la¨gen (Agresti, 2013, S. 117f). Diese Proble-
me umgehen nicht-lineare Verfahren. Sie arbeiten mit einer Link-Funktion, die den
Wertebereich der abha¨ngigen Variablen auf das Intervall [0; 1] beschra¨nkt, was wie-
derum eine Interpretation als Wahrscheinlichkeit ermo¨glicht. Fu¨r die Analyse bina¨rer
Zielvariablen hat sich die Verwendung von Logit- und Probit-Modellen als Standard
etabliert. Wa¨hrend erstere von einer logistischen Verteilung des Fehlerterms i ausge-
hen, beruhen Probit-Modelle auf einer Normalverteilung von i (Long & Freese, 2014,
S. 189). Welches Verfahren letztlich Anwendung findet, ist in erster Linie eine kon-
zeptionelle Frage. Ausschlaggebend fu¨r die Entscheidung in der vorliegenden Analyse
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eine logistische Regression zu verwenden, waren praktische Aspekte. Das Logit-Modell
ist nicht nur in seiner mathematischen Formulierung kompakter, sondern bietet vor
allem auch in der Interpretation Vorteile. Schließlich lassen sich die β-Koeffizienten der
logistischen Regression als (logarithmierte) Chancen bzw. OddsRatios interpretieren,
was die Deutung der Ergebnisse wesentlich anschaulicher macht.
3.1 Daten und Design
Grundlage der empirischen Untersuchung sind Individualdaten einer Querschnittserhe-
bung im Vorfeld der Bundestagswahl 2017, welche im Rahmen der
”
German Longitu-
dinal Election Study“ (GLES) durchgefu¨hrt wurde. Dieser Datensatz erweist sich auf-
grund der Vielfalt erhobener Variablen als ausgezeichnete Ausgangsbasis, um konkur-
rierende Erkla¨rungsansa¨tze fu¨r Wahlenthaltung gegenu¨berzustellen. Auch die Stich-
probengro¨ße von 2179 Befragten ist positiv hervorzuheben, da sie eine solide Grund-
lage fu¨r quantitativ-empirische Verfahren bietet. Eine besondere Qualita¨t der Daten
liegt daru¨berhinaus in ihrer Vergleichbarkeit mit anderen GLES-Umfragen. Dass die
Wahlstudie insgesamt einen Zeitraum von 12 Jahren umfasst, ero¨ffnet die Mo¨glichkeit
La¨ngsschnittvergleiche zwischen den Bundestagswahlen 2009, 2013 und 2017 anzustel-
len. Insofern kann die vorliegende Analyse einen vielversprechenden Ausgangspunkt
fu¨r weitere Forschungsprojekte darstellen.
Die Entscheidung fu¨r ein umfragedatenbasiertes Querschnittsdesign soll allerdings
nicht implizieren, dass (quasi-)experimentelle Verfahren bei der Untersuchung von
Wahlenthaltung grundsa¨tzlich ausgeschlossen wa¨ren. Im Gegenteil, entsprechende Stu-
dien sind in der Literatur sogar sehr prominent vertreten (z.B. Gerber & Green, 2000;
Gerber, Green & Larimer, 2008; Gerber, Karlan & Bergan, 2009; Lassen, 2005; Sond-
heimer & Green, 2010). Im Rahmen einer Bachelorarbeit sprechen aber sowohl zeitliche
als auch forschungso¨konomische Gru¨nde derart eindeutig fu¨r ein nicht-experimentelles
Design, dass diesbezu¨glich jegliche weitere Diskussion u¨berflu¨ssig erscheint.
3.2 Operationalisierung
Abha¨ngige Variable
“Haben Sie an der Bundestagswahl 2017 teilgenommen oder sich Ihrer Stimme ent-
halten?“. Diese Frage ist auf den ersten Blick zweifelsfrei die naheliegendste Operatio-
nalisierung der abha¨ngigen Variable
”
Wahlenthaltung“. Und so einleuchtend sie auch
16
zu sein scheint, bringt sie ein gravierendes Problem mit sich, sogenanntes Overrepor-
ting. Das Pha¨nomen ist der Wahlforschung schon seit langem bekannt und besteht
darin, dass Wahlbeteiligungsraten in Umfragen praktisch immer u¨berscha¨tzt werden
(Clausen, 1968; Traugott & Katosh, 1979; Granberg & Holmberg, 1991; Bernstein,
Chadha & Montjoy, 2001). Abgesehen von Stichprobenfehlern ist das vor allem dem
Druck sozialer Erwu¨nschtheit geschuldet. Da die Teilnahme an der Wahl als sozia-
le Norm gilt, tendieren Nichtwa¨hler in der Interviewsituation zu Unaufrichtigkeit und
geben fa¨lschlicherweise an, ihre Stimme abgegeben zu haben. Das Ausmaß von Overre-
porting in der BRD zeigt Abbildung 3, welche die amtliche Wahlbeteiligung der vergan-
genen drei Bundestagswahlen mit den Ergebnissen der GLES-Nachwahlbefragungen
vergleicht.
Abbildung 3: Overreporting in der BRD 2009-2017
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Quelle: Bundeswahlleiter, Nachwahlbefragungen GLES
Problematisch ist, dass die Neigung zum Overreporting nicht bei allen Befragten
gleich stark ausgepra¨gt ist:
”
People who are under the most pressure to vote are the
ones most likely to misreport their behavior when they fail to do so.“ (Bernstein et
al., 2001, S. 24). In einer der seltenen Untersuchungen zu Overreporting in der Bun-
desrepublik kam Eilfort (1994, S. 140-143) zu dem Ergebnis, dass die Tendenz zur
U¨berscha¨tzung der perso¨nlichen Wahlbeteiligung sowohl von Alter und Geschlecht als
auch von politischem Interesse, Parteiidentifikation und Verinnerlichung der Wahlnorm
abha¨ngig sei. Dieses Ergebnis steht in Einklang mit Untersuchungen aus den Vereinig-
ten Staaten, wo zusa¨tzlich Bildung als einer der zuverla¨ssigsten Pra¨diktoren fu¨r Over-
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reporting gilt (Bernstein et al., 2001; Cassel, 2003; Katz & Katz, 2010). Also eben jene
Merkmale, die den theoretischen U¨berlegungen zufolge gleichzeitig einen unmittelbaren
Einfluss auf die tatsa¨chliche Wahlbeteiligung haben sollten. Mit anderen Worten: Es
besteht die Gefahr, dass die Neigung zum Overreporting mit unabha¨ngigen Variablen
korreliert und der Einfluss bestimmter Pra¨diktoren deshalb systematisch u¨berscha¨tzt
wird. Das wirft die grundsa¨tzliche Frage auf, ob umfragedatenbasierte Analysen zur
Wahlenthaltung u¨berhaupt valide Resultate hervorbringen ko¨nnen oder ob es sich bei
den Ergebnissen um methodische Artefakte handelt. Auch nach jahrzehntelanger For-
schung und unza¨hligen wissenschaftlichen Beitra¨gen (Wolfinger & Rosenstone, 1980;
Katosh & Traugott, 1981; Sigelman, 1982; Hill & Hurley, 1984; Granberg & Holmberg,
1991; Presser & Traugott, 1992; Bernstein et al., 2001; Cassel, 2003) hat die Politikwis-
senschaft auf diese Frage keine abschließende Antwort gefunden. Manchen Autoren gilt
Overreporting als Einfalltor fu¨r systematische Verzerrung (z.B. Bernstein et al., 2001),
andere wiederum relativieren das Problem (Katosh & Traugott, 1981; Sigelman, 1982).
Schließlich finden sich auch Diskussionbeitra¨ge denen zufolge Umfragen zwar in der
Tat unter Validita¨tsproblemen leiden, Ru¨ckschlu¨sse auf Gru¨nde der Wahlenhaltung
gleichzeitig aber nicht grundsa¨tzlich ausgeschlossen sind (Cassel, 2003). Alles in allem
lassen sich aus dem Forschungsstand zwei generelle Empfehlungen ableiten, die auch
der vorliegenden Arbeit als Orientierung dienen sollen: Um potentiellen Problemen
durch Overreporting von vornherein aus dem Weg zu gehen, sollten sich empirische
Analysen – soweit mo¨glich – stets auf validierte Daten stu¨tzen. Ist dies nicht oder
nur eingeschra¨nkt mo¨glich, mu¨ssen gewonnene Ergebnisse stets im Bewusstsein des
Problems und mit der gebotenen Vorsicht interpretiert werden.
In der Bundesrepublik sind, anders als im US-Kontext, aufgrund von Datenschutz-
bestimmungen die Mo¨glichkeiten Overreporting nachtra¨glich zu beheben sehr begrenzt.
Auch die GLES-Daten machen hier keine Ausnahme und enthalten lediglich Selbst-
ausku¨nfte der Befragten. Allerdings bietet zumindest die Vorwahlbefragung eine Mo¨glich-
keit den Fehler in der Wahlbeteiligungsrate zu korrigieren. Da die Wahlteilnahme in
diesen Umfragen prospektiv erhoben wird, geben Befragte ihre Beteiligungsabsicht
nicht dichotom an (Teilnahme/Nichtteilnahme), sondern wa¨hlen ihre Antwort aus ei-
ner 5-stufigen Skala (von
”
bestimmt zur Wahl gehen“ bis hin zu
”
bestimmt nicht zur
Wahl gehen“). Diese Skalierung, so die intuitive Annahme, vermeidet eine normativ
wirkende Dichotomisierung und bietet Nichtwa¨hlern die Mo¨glichkeit unter dem Druck
sozialer Koformita¨t in eine der mittleren Kategorien (
”
wahrscheinlich“,
”
vielleicht“
18
bzw.
”
wahrscheinlich nicht zur Wahl gehen“) auszuweichen. Oder anders ausgedru¨ckt:
Im Zwiespalt zwischen ihrer
”
wahren“ Absicht die Wahlteilnahme zu verweigern und
dem Druck einer gesellschaftlichen Erwartungshaltung entsprechen zu mu¨ssen, ko¨nnten
diese Abstufungen fu¨r Nichtwa¨hler einen willkommenen Ausweg darstellen. Wie viele
von ihnen von dieser Mo¨glichkeit tatsa¨chlich Gebrauch machen und sich bei Erhe-
bungen der Wahlbeteilgungsabsicht in jene Mittelkategorien einsortieren, ist selbst
unter Beru¨cksichtigung der Literatur schwer einzuscha¨tzen (fu¨r eine kritische Diskus-
sion der Verwendung von Wahlbeteiligungsabsichten vgl. Rogers & Aida, 2014). Geht
man von einem solchen Verhalten aus, sollten in der Folge nur diejenigen Personen als
Wa¨hler codiert werden, die angaben
”
bestimmt“ zur Wahl zu gehen bzw. zum Zeit-
punkt der Befragung bereits per Briefwahl abgestimmt hatten. Unter dieser Pra¨misse
ergibt sich fu¨r die Vorwahlbefragung 2017 eine korrigierte Wahlbeteiligung von 83,4%,
welche noch immer u¨ber der amtlichen Wahlbeteiligung liegt, ihr aber bereits wesent-
lich na¨her kommt. Ein solches Vorgehen kann das Problem des Overreporting zwar
sicher nicht vollsta¨ndig lo¨sen, es besteht aber begru¨ndete Hoffnung, dass es zumindest
einen erheblichen Teil der
”
unaufrichtigen Nichtwa¨hler“ einzufangen vermag.
Unabha¨ngige Variablen
In der soziologischen Theorie gelten die gesellschaftliche Integration einer Person so-
wie das Ausmaß sozialer cross-pressures als wichtigste Pra¨diktoren der Wahlenthal-
tung. Um der Mehrdimensionalita¨t des Konzeptes
”
Integration“ gerecht zu werden,
beru¨cksichtigt die Analyse drei unterschiedliche Ebenen: die familia¨re Situation, die
kulturelle Teilhabe und die Einbindung in Organisationen. U¨ber den familia¨ren Aspekt
von Integration kann die Haushaltsgro¨ße H eines Befragten Aufschluss geben. Lebt er
mit Partnerin/Partner und ggf. Kindern zusammen (H ≥ 2), ist er augenscheinlich
sta¨rker familia¨r integriert als eine alleinlebende Person (H = 1). Daraus resultiert
die bina¨re Variable
”
Alleinlebend“, die fu¨r H ≥ 2 den Wert 0 und fu¨r H = 1 den
Wert 1 annimmt7. Die zweite Dimension, kulturelle Teilhabe, kann unter anderem
durch die Kirchgangha¨ufigkeit eines Befragten erfasst werden. Aus ihr wird fu¨r die
Analyse die Variable
”
Kirchenbindung“ abgeleitet, welche folgende Auspra¨gungen be-
sitzt:
”
Schwach“ (1) fu¨r Befragte, die ho¨chstens einmal pro Jahr am Gottesdienst
7 Zwar wa¨re es mo¨glich gewesen, die Haushaltsgro¨ße als metrische Variable direkt ins Regressions-
modell aufzunehmen, dies erscheint aber im Lichte der theoretischen Erwartungen nicht unbedingt
sinnvoll. Ob ein Haushalt drei oder vier Mitglieder za¨hlt, sollte sich nicht maßgeblich auf die Wahl-
teilnahme auswirken – ob eine Person alleine lebt oder nicht, hingegen schon.
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(bzw. dem jeweiligen A¨quivalent) teilnehmen; “Mittel“ (2) fu¨r Befragte, die o¨fter als
einmal ja¨hrlich, aber gleichzeitig ho¨chstens 2-3 mal monatlich in die Kirche gehen;
“Stark“ (3) fu¨r Gla¨ubige, die mindestens einmal pro Woche den Gottesdienst besu-
chen8. Schließlich kann ein Wahlberechtigter auch in Organisationsstrukturen (z.B.
Vereine oder Verba¨nde) eingebunden sein. Als klassischer Indikator dieser Integrati-
onsebene dient die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft. Liegt eine solche vor, nimmt
die bina¨re Variable
”
Gewerkschaftsmitglied“ den Wert 1 an, andernfalls den Wert 0.
In welchem Ausmaß sich ein Befragter innerhalb der Gewerkschaft engagiert (z.B.
Ausu¨bung von A¨mtern) wird aus Gru¨nden der U¨bersichtlichkeit nicht na¨her differen-
ziert. Fu¨r den Einfluss dieser drei Variablen auf die Enthaltungswahrscheinlichkeit
la¨sst sich rekapitulieren: Je sta¨rker eine Person in ihr soziales Umfeld integriert ist,
desto ho¨her ist ihr Risiko im Falle der Stimmenthaltung sozial sanktioniert zu werden
und desto gro¨ßer wird ihr Anreiz zur Wahlbeteiligung sein. Im Regressionsmodell sollte
sich dieser Zusammenhang in Form von negativen β-Koeffizienten widerspiegeln.
Mit Hilfe dieser Variablen la¨sst sich auch der zweite Bestandteil der soziologischen
Theorie, soziale cross-pressures, untersuchen. Unter dem Druck konfligierender Grup-
penzugeho¨rigkeiten, so die These, wu¨rden Befragte versta¨rkt zur Wahlenthaltung nei-
gen. Auch wenn sich diese Annahme in der Bundesrepublik empirisch nicht besta¨tigt
hat und sogar gegenteilige Zusammenha¨nge gefunden wurden (Falter & Schumann,
1994, S. 188-191, Renz, 1997, S. 578), sollte ein solcher Effekt nicht von vornherein
ausgeschlossen werden. Um die Wirkung sozialer cross-pressures zu testen, stellt Ta-
belle 1 Nichtwa¨hleranteile nach Gruppenzugeho¨rigkeiten deskriptiv gegenu¨ber.
Tabelle 1: Nichtwa¨hleranteile nach Gruppenzugeho¨rigkeit
Gewerkschaft
Nein Ja
Kirchenbindung
Niedrig 19,46% 15,89%
Mittel, Hoch 12,83% 6,74%
Anmerkung : Um eine ausreichend große Besetzung aller Zellen zu gewa¨hrleisten, wurden
die Auspra¨gungen
”
Hoch“ und
”
Mittel“ der Variable Kirchenbindung zusammengefasst.
8 Diese Kategorisierung unterscheidet sich von der bei Elff und Rossteutscher (2011). Dort liegt
eine
”
starke“ Kirchenbindung erst dann vor, wenn Befragte angeben, mindestens einmal pro Woche am
Gottesdienst teilzunehmen. Diese Hu¨rde scheint allerdings sehr hoch angesetzt, vor dem Hintergrund
anderer empirischer Analysen (z.B. Cabarello, 2014) ist die hier gewa¨hlte Kategorisierung ebenso
vertretbar.
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Aus der Tabelle lassen sich zwei Schlussfolgerungen ziehen. Erstens ist der Nicht-
wa¨hleranteil in der Personengruppe ohne kirchliche oder gewerkschaftliche Bindung am
ho¨chsten. Ist mindestens eine Gruppenzugeho¨rigkeit vorhanden, sinkt er um 3,5 bzw.
6,6 Prozentpunkte. Das kann als Indiz fu¨r die Randsta¨ndigkeitshypothese interpretiert
werden, wobei die multivariate Analyse erst noch zeigen muss, ob sich dieser Zusam-
menhang auch unter Beru¨cksichtigung von Kontrollvariablen auf der Individualebene
besta¨tigt. Zweitens, und das ist in diesem Kontext wichtiger, deuten die Ergebnisse
nicht auf einen enthaltungsfo¨rdernden Effekt sozialer cross-pressures hin. Im Gegen-
teil: Unter den Personen, die sowohl in kirchliche als auch in gewerkschaftliche Kon-
texte eingebunden sind, ist die Wahlenthaltung im Aggregat sogar am geringsten. In
Einklang mit dem Forschungsstand scheint es deshalb nicht notwendig, soziale cross-
pressures in das multivariate Modell aufzunehmen.
Um die sozialpsychologische Theorie zu testen, beno¨tigt man Variablen, welche die
individuelle Verbundenheit mit dem politischen System messen. Hierfu¨r werden fu¨nf
Einstellungsdimensionen herangezogen, die sich in der empirischen Forschung bewa¨hrt
haben (vgl. Cabarello, 2014, S. 455): Parteiidentifikation, Wahlpflichtgefu¨hl, politische
Involvierung, politische Zufriedenheit und political efficacy. Letztere meint “the feeling
that individual political action does have, or can have, an impact upon the political
process, i.e. that it is worth while to perform one’s civic duties” (Campbell et al., 1954,
S. 184). Ob dies erfu¨llt ist, ha¨ngt zum einen davon ab, inwiefern ein Bu¨rger seinen sub-
jektiven Beitrag als relevant erachtet (internal efficacy) und zum anderen davon, fu¨r
wie aufnahmefa¨hig er das politische System ha¨lt (external efficacy). Als Messhypothese
la¨sst sich daher formulieren, dass eine große efficacy ebenso wie starkes politisches In-
teresse, hohe politische Zufriedenheit und tiefe Verinnerlichung der Wahlnorm auf eine
enge Verbindung mit dem politischen System hindeutet und folglich einen negativen
Einfluss auf die individuelle Enthaltungswahrscheinlichkeit hat. Wie fu¨r die Messung
von Einstellungen typisch, werden diese Variablen mit Hilfe 5-stufiger Ratingskalen
erfasst9. Der Pra¨diktor
”
Wahlpflichtgefu¨hl“ beschreibt die Haltung eines Befragten zu
der Aussage, die regelma¨ßige Teilnahme an Wahlen sei Bu¨rgerpflicht;
”
Involvierung“
und
”
Zufriedenheit“ werden in Orientierung an der Literatur (vgl. z.B. Falter & Schu-
mann, 1994; Kleinhenz, 1995; Renz, 1997) u¨ber das allgemeine Interesse an Politik
sowie die Zufriedenheit mit der Demokratie in der Bundesrepublik operationalisiert;
9 Fu¨r den exakten Wortlaut des Fragebogens, s. Anhang A.
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die
”
Efficacy“ bemisst sich an der subjektiv empfundenen Versta¨ndlichkeit politischer
Fragen10. Eine Ausnahme stellt die Parteiidentifikation dar. Anders als die eben ge-
nannten Einstellungsmerkmale geht sie als Dummy-Variable in die Analyse ein. Dies
ist insofern konsequent, da es fu¨r die Verbundenheit mit dem politischen System nicht
prima¨r von Bedeutung ist, mit welcher Partei ein Befragter sympathisiert, sondern
vielmehr ob er sich u¨berhaupt einer Partei verbunden fu¨hlt. Die resultierende Variable
”
Parteiidentifikation“ ist deshalb fu¨r Parteianha¨nger mit 1 codiert und fu¨r alle anderen
Befragten mit 0.
Die zweite Komponente der sozialpsychologischen Theorie, psychologische cross-
pressures, sollte dann zum Tragen kommen, wenn ein Befragter kontra¨re Pra¨ferenzen
in seiner Parteiidentifikation, Kandidaten- und Issue-Orientierung aufweist. Mit Hilfe
der GLES-Daten lassen sich Pra¨ferenzen auf diesen drei Ebenen fu¨r jeden Befragten in-
dividuell bestimmen. So entha¨lt der Fragebogen ein 11-stufiges Sympathie-Skalometer,
anhand dessen Befragte die Spitzenkandidaten von Union (Merkel/Seehofer), SPD
(Schulz), FDP (Lindner), Gru¨ne (O¨zdemir), Linke (Wagenknecht) und AfD (Petry)
bewerten. Welche Kandidatenorientierung ein Befragter aufweist, la¨sst sich folglich
daran ablesen, welchem der genannten Politiker er den ho¨chsten Sympathie-Wert zu-
teilt11. Fu¨r die Issue-Orientierung hingegen kann die sogenannte MIP-Frage (
”
Most
Important Problem“) herangezogen werden. Hier geben Befragte nicht nur an, welches
politische Problem in ihren Augen aktuell die gro¨ßte Relevanz hat, sondern a¨ußern
gleichzeitig auch, welche der Parteien ihnen in der entsprechenden Sachfrage am kom-
petentesten erscheint. Dies kann als Ausdruck der individuellen Issue-Orientierung
verstanden werden. Beru¨cksichtigt man außerdem die Angabe zur Parteiidentifikati-
on12, la¨sst sich das Ausmaß psychologischer cross-pressures fu¨r jede befragte Person
individuell erfassen. Keinerlei kognitive Dissonanzen liegen demnach dann vor, wenn
Partei-, Kandidaten- und Issue-Orientierung allesamt in die gleiche Richtung weisen.
Weicht lediglich eine der drei Pra¨ferenzen vom dominanten Schema ab (z.B. bei einem
Stammwa¨hler der CDU, der seine Partei in der Migrationsfrage zwar fu¨r besonders
10 Diese Operationalisierung zielt prima¨r auf die internal efficacy der Befragten ab, fu¨r die Messung
der external efficacy existiert in den Daten der Vorwahlbefragung keine geeignete Variable.
11 Befragte, bei denen sich mindestes zwei Politiker den Spitzenplatz im Sympathie-Ranking teilen,
werden von der nachfolgenden Analyse ausgeschlossen, da in ihrem Fall offensichtlich keine eindeutige
Kandidatenpra¨ferenz vorliegt.
12 In diesem Zusammenhang reicht die oben eingefu¨hrte bina¨re Codierung der Parteiidentifikation
selbstversta¨ndlich nicht aus. Da es zur Bestimmung psychologischer cross-pressures von zentraler
Bedeutung ist, welcher Partei sich ein Befragter verbunden fu¨hlt, wird die Variable an dieser Stelle
in ihrer polytomen Form verwendet.
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kompetent ha¨lt, gleichzeitig aber Martin Schulz große Sympathie entgegenbringt), re-
sultiert dies in ma¨ßigen cross-pressures ; stehen schließlich alle drei Orientierungen im
Widerspruch zueinander, gelten die empfundenen cross-pressures als stark. Auf Grund-
lage dieser Kategorisierung stellt Tabelle 2 die Nichtwa¨hleranteile in Abha¨ngigkeit vom
Ausmaß psychologischer cross-pressures gegenu¨ber.
Tabelle 2: Nichtwa¨hleranteile nach Ausmaß psychologischer cross-pressures
Cross-pressures Nicht vorhanden Ma¨ßig Stark
Nichtwa¨hleranteil 13,01% 10,76% 13,83%
Anmerkung : Aufgrund fehlender Angaben la¨sst sich das Ausmaß psychologischer cross-
pressures nicht immer exakt bestimmen. Jene 1251 Befragten, fu¨r die dies mo¨glich war,
verteilen sich gleichma¨ßig auf die drei Kategorien (392, 474 bzw. 347 Personen).
Entgegen der theoretischen Erwartung bietet die deskriptive Analyse in Tabelle 2
keinen Anlass, um einen Zusammenhang zwischen psychologischen cross-pressures
und Wahlenthaltung zu vermuten. So ist der Nichtwa¨hleranteil in allen drei Grup-
pen anna¨hernd gleich bzw. verringert sich sogar bei ma¨ßigen cross-pressures. Daher
scheint es gerechtfertigt, psychologische cross-pressures in der weiteren Analyse zu-
gunsten der Modellsparsamkeit außen vor zu lassen.
In der Rational-Choice-Theorie gelten Entfremdung und Indifferenz als zentrale
Motive der Wahlenthaltung. Aufbauend auf dem ra¨umlichen Politikversta¨ndnis dieses
Ansatzes, ist in beiden Argumenten die Distanz zwischen Idealposition des Wa¨hlers
und den verfu¨gbaren Parteien entscheidend. Diese Absta¨nde lassen sich im Datensatz
fu¨r drei unterschiedliche Themenfelder betrachten: Steuern, Migration und Klimawan-
del. Fu¨r jedes dieser Issues gaben die Befragten nicht nur ihre eigene Position auf
einer 11-stufigen Skala an, sondern auch die wahrgenommenen Positionen der Par-
teien CDU, CSU, SPD, Linke, Gru¨ne, FDP und AfD. Hohe Werte repra¨sentierten je
nach Politikfeld eine intensive sozialstaatliche Umverteilung, eine restriktive Hand-
habung der Zuzugsmo¨glichkeiten fu¨r Ausla¨nder bzw. den Vorrang von Wirtschafts-
wachstum gegenu¨ber der Beka¨mpfung des Klimawandels. Niedrige Werte standen um-
gekehrt fu¨r ein Minimum an Steuern, eine Erleichterung der Zuzugsmo¨glichkeiten und
die Priorita¨t von Klimapolitik. Formal ausgedru¨ckt, existiert also fu¨r Wa¨hler i in je-
dem Issue m ein Idealpunkt wim. Gleichzeitig schreibt er Partei j in dieser Sachfrage
eine Position zijm zu. Der Grad seiner Entfremdung la¨sst sich folglich als Distanz
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zwischen ihm und der na¨chsten Partei zijm,min ausdru¨cken. U¨berschreitet die Diffe-
renz |wim − zijm,min| einen gewissen Schwellenwert, ist selbst die beste Alternative
es nicht wert, den Gang an die Urne auf sich zu nehmen (vgl. Thurner & Eymann,
2000). Als Messhypothese la¨sst sich deshalb vermuten, dass mit zunehmender
”
Ent-
fremdung“ |wim − zijm,min| auch die Wahrscheinlichkeit der Wahlenthaltung steigt.
Entha¨lt sich ein Wa¨hler hingegen aus Gru¨nden der Indifferenz, so kann dies wie oben
erwa¨hnt auf ein minimales Parteiendifferential U∆i zuru¨ckgefu¨hrt werden. U¨bertragen
ins ra¨umliche Modell bedeutet das, dass die pra¨ferierte Partei nicht na¨her am Ideal-
punkt des Wa¨hler liegt als andere Alternativen. In Anlehnung an die Definition von
Thurner und Eymann (2000) liegt Indifferenz im Folgenden dann vor, wenn die Entfer-
nung zur na¨chsten Partei genauso groß ist, wie der Abstand zur zweitna¨chsten Partei
zijm,min2. Fu¨r |wim−zijm,min| = |wim−zijm,min2| nimmt die Variable ”Indifferenz“ da-
her den Wert 1 an, andernfalls betra¨gt sie 0. Sowohl Entfremdung als auch Indifferenz
werden in der Analyse also politikfeldspezifisch betrachtet. Im Vergleich zu einem Ge-
samtindikator u¨ber alle drei Issues hinweg, hat das zwei entscheidende Vorteile. Zum
einen mu¨ssen keine (arbitra¨ren) Annahmen daru¨ber getroffen werden, wie Befragte
die einzelnen Sachfragen subjektiv gewichten, zum anderen lassen sich so Effekte der
unterschiedlichen Issues miteinander vergleichen. Um zusa¨tzlich auf einer gesamtpoli-
tischen Ebene zu erfassen, was fu¨r die Wahlberechtigten im September 2017
”
auf dem
Spiel stand“, wird zusa¨tzlich die Variable
”
Bedeutung“ ins Modell aufgenommen. Die-
se misst auf einer 5-stufigen Skala, welches Gewicht die Befragten dem Ausgang der
Bundestagswahl 2017 im Vorfeld beigemessen haben. Vor dem Hintergrund der Ratio-
nalita¨tsannahme muss davon ausgegangen werden, dass mit zunehmender Bedeutung
der Wahl die Wahrscheinlichkeit fu¨r Enthaltung sinkt, weshalb der Koeffizient der
Variable ein negatives Vorzeichen aufweisen sollte.
3.3 Modellierung
Ziel des Modells soll es sein, die individuelle Enthaltungswahrscheinlichkeit
pii = P (yi = 1|X) unter Kontrolle unterschiedlicher Kovariablen x1, ...xk vorherzu-
sagen, um so theoretische Hypothesen zu testen. Hierfu¨r wird die Enthaltungswahr-
scheinlichkeit anhand einer logistischen Regression der Form
pii = P (yi = 1|X) = exp(ηi)
1 + exp(ηi)
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mit dem linearen Pra¨diktor ηi = β0 + β1xi1 + ...+ βkxik gescha¨tzt. Damit basiert das
Modell – im Gegensatz zu linearen Verfahren – nicht auf dem Ordinary-Least-Squares-
Ansatz (OLS) sondern beruht auf einer Maximum-Likelihood -Scha¨tzung (MLE).
Grundgedanke des Verfahrens ist folgender: Bei rund 61,5 Millionen Wahlberech-
tigten ist es schon aus praktischen Gru¨nden ausgeschlossen, alle Einheiten der interes-
sierenden Grundgesamtheit zu beobachten. Allerdings lassen sich Stichproben ziehen
und auf diese Weise beobachtbare Realisationen (yi,xi), i = 1, ..., n, gewinnen. Die ge-
suchten Parameter β = (β0, β1, ...βk)
′ werden anschließend so gescha¨tzt, dass die Like-
lihood fu¨r das Auftreten der erhobenen Werte maximal wird (Fahrmeir, Kneib & Lang,
2009). Da die Zielvariablen yi einer Bernoulli-Verteilung folgt, kann ihre Dichte durch
die Funktion f(yi|pii) = piyii (1− pii)1−yi ausgedru¨ckt werden, welche bei gegebenem xi
wiederum u¨ber pii = h(x
′
iβ) von den zu scha¨tzenden Parametern abha¨ngt (Fahrmeir
et al., 2009, S. 198). Unter der Annahme, dass die Beobachtungen innerhalb der Stich-
probe unabha¨ngig sind, la¨sst sich auf dieser Grundlage eine Likelihood -Funktion L(β)
aufstellen (Fahrmeir et al., 2009, S. 198):
L(β) =
n∏
i=1
Li(β) =
n∏
i=1
piyii (1− pii)1−yi
Wie bereits angedeutet, liegt das Ziel der Scha¨tzung darin, L(β) zu maximieren.
Hierfu¨r bedarf es der ersten Ableitung der Likelihood-Funktion, deren Nullstellen sich
mit Hilfe iterativer Verfahren numerisch bestimmen lassen13. Da diese Schritte ohnehin
automatisch von der Statistiksoftware STATA (Version 14.2) durchgefu¨hrt werden, ist
es an dieser Stelle nicht notwendig, die technischen Details des Verfahrens weiter zu
vertiefen. Das wiederum erlaubt es, sich stattdessen der inhaltlichen Spezifikation der
Modelle zuzuwenden.
Alle Modelle teilen einen gemeinsamen Grundstock soziodemographischer Kon-
trollvariablen. So soll sichergestellt werden, dass die Effekte theoretisch relevanter Va-
riablen nicht irrtu¨mlich u¨berscha¨tzt werden. Der entsprechende Linearparameter des
Grundmodells ist definiert als:
ηGrundmodell i = β0 + β1 Alteri + β2 Alter
2
i + β3 Geschlechti + β4 Schulabschlussi
13 Aus Gru¨nden der mathematischen Einfachheit wird dabei meist auf die logarithmierte Form
der Likelihood -Funktion zuru¨ckgegriffen. Das ist insofern unproblematisch, da das Maximieren sowohl
von L(β) als auch von ln (L(β)) die selben Scha¨tzparameter liefert (Fahrmeir, Heumann, Ku¨nstler,
Pigeot & Tutz, 2016, S. 349).
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Darauf aufbauend beinhalten die nachfolgenden Modelle 2-4 jeweils entweder soziologi-
sche, sozialpsychologische oder rationalistische Pra¨diktorvariablen. Daraus resultieren
die folgenden Linearparameter:
η 2 i = ηGrundmodell i + β5 Kirchenbindungi + β6 Gewerkschaftsmitgliedi
+ β7Alleinlebendi
η 3 i = ηGrundmodell i + β5 Parteiidentifikationi + β6 Wahlpflichtgefu¨hli
+ β7 Involvierungi + β8 Demokratiezufriedenheiti + β9 Efficacy i
η 4 i = ηGrundmodell i + β5 Indifferenzi + β6 Entfremdungi + β7 Bedeutungi
Zu guter Letzt wird schließlich noch ein Gesamtmodell gescha¨tzt, das sowohl Kontroll-
variablen, als auch theoretische Pra¨diktoren aller drei Ansa¨tze entha¨lt. Dies dient der
Robustheitskontrolle der Ergebnisse aus den Modellen 2-4.
4 Ergebnisse
Tabelle 2 bietet einen U¨berblick u¨ber die empirischen Ergebnisse der Analyse, wobei
vier Aspekte besonders ins Auge fallen:
Erstens erweist sich unter den Kontrollvariablen die Bildung als besonders zu-
verla¨ssiger Pra¨diktor der individuellen Wahlbeteiligung. Sowohl die Koeffizienten der
Mittleren Reife als auch die der (Fach-)Hochschulreife sind in allen Modellen mindes-
tens auf dem 5%-Niveau signifikant, in den meisten Fa¨llen sogar auf dem 0,1%-Niveau.
Daran a¨ndert auch die Hinzunahme unterschiedlicher theoretisch relevanter Variablen
nichts. Dass die Koeffizienten zudem allesamt ein negatives Vorzeichen aufweisen,
steht in Einklang mit der Annahme, besser gebildete Personen wu¨rden sich sta¨rker
politisch beteiligen (vgl. Verba & Nie, 1972; Verba, Nie & Kim, 1978). Inbesondere
die Effektsta¨rke der Variablen ist a¨ußerst bemerkenswert: Verglichen mit Personen,
die maximal einen Hauptschulabschluss besitzen, ist die logarithmierte Chance der
Wahlenthaltung fu¨r Personen mit Mittlerer Reife im Grundmodell um 0,702 Einheiten
geringer, bei (Fach-)Hochschulabschluss sogar um 1,559 Einheiten. Das bedeutet, dass
Personen mit Hauptschulabschluss im Grundmodell ceteris paribus eine ca. 2,0-mal
(e0,702) bzw. 4,7-mal (e1,559) so hohe Chance der Enthaltung aufweisen, wie Personen
mit Mittlerer Reife bzw. (Fach-)Hochschulabschluss. Unabha¨ngig vom betrachteten
Modell bleibt dieser Effekt in seiner Sta¨rke anna¨hernd unvera¨ndert, lediglich unter
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Tabelle 3: Determinanten der Wahlenthaltung 2017 (bina¨r logistische Regression)
Grundmodell Soziologisch Sozialpsychologisch Rational-Choice Gesamt
Alter -0,029 -0,016 -0,023 -0,004 -0,003
(-1,31) (-0,72) (-0,96) (-0,17) (-0,11)
Alter2 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
(0,16) (-0,40) (0,29) (-0,97) (-0,81)
Geschlecht -0,179 -0,189 -0,384** -0,024 -0,195
(-1,22) (-1,27) (-2,30) (-0,15) (-1,10)
Bildungsgrad (RK: Hauptschulabschluss)
Mittlere Reife -0,702*** -0,747*** -0,512* -0,698*** -0,567*
(-3,81) (-4,01) (-2,40) (-3,33) (-2,47)
(Fach-)Hochschulreife -1,559*** -1,590*** -0,736** -1,426*** -0,889***
(-7,63) (-7,70) (-3,06) (-6,34) (-3,47)
Kirchenbindung (RK: Schwach)
Mittel -0,532** -0,057
(-2,96) (-0,28)
Stark -0,508 0,132
(-1,68) (0,39)
Gewerkschaftsmitglied -0,454 -0,290
(-1,82) (-1,04)
Alleinlebend 0,342 0,397
(1,89) (1,85)
Parteiidentifikation -0,931*** -0,733***
(-5,45) (-3,99)
Wahlpflichtgefu¨hl -0,496*** -0,448***
(-8,22) (-6,85)
Involvierung -0,697*** -0,330**
(-6,67) (-2,78)
Demokratiezufriedenheit -0,227* -0,188
(-2,51) (-1,91)
Efficacy -0,083 -0,124
(-0,95) (-1,31)
Indifferenz
Steuern 0,160 0,108
(0,99) (0,63)
Migration 0,074 0,105
(0,45) (0,61)
Umwelt -0,139 -0,158
(-0,85) (-0,90)
Entfremdung
Steuern 0,166* 0,142*
(2,50) (2,02)
Migration -0,013 -0,052
(-0,15) (-0,59)
Umwelt 0,023 -0,006
(0,28) (-0,07)
Bedeutung -1,105*** -0,830***
(-13,11) (-8,80)
Konstante 0,388 0,293 5,493*** 2,281*** 5,812***
(0,73) (0,54) (7,48) (4,00) (7,22)
McFadden’s Pseudo-R2 (korrigiert) 0,046 0,054 0,213 0,195 0,299
Log Likelihood Conv. -637,139 -627,676 -519,385 -529,354 -472,656
LR χ2 (df) 73,53 (5) 92,45 (9) 309,04 (10) 289,10 (12) 402,50 (21)
Beobachtungen 1701 1701 1701 1701 1701
Anmerkung: Angegeben sind Logit-Koeffizienten (ML-Scha¨tzung) mit zugeho¨riger z-Statistik in Klammern.
*p < 0,05, **p < 0,01, ***p < 0,001
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Beru¨cksichtigung sozialpsychologischer Faktoren bu¨ßt er geringfu¨gig an Sta¨rke ein.
Das ist umso beachtlicher, da von keiner anderen Kontrollvariablen – weder dem Al-
ter noch dem Geschlecht – ein substantieller Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit der
Wahlenthaltung ausgeht.
Zweitens deuten die Ergebnisse auf eine stark limitierte Erkla¨rungskraft des sozio-
logischen Modells hin. Zwar weisen die Vorzeichen der Koeffizienten in die vermutete
Richtung (negativ fu¨r Kirchen- und Gewerkschaftsbindung, positiv fu¨r Variable
”
Al-
leinlebend“), allerdings verfehlen die Effekte spa¨testens im Gesamtmodell jegliches
Signifikanzniveau. Ein weiteres Indiz fu¨r den geringen Erkla¨rungsbeitrag der soziolo-
gischen Theorie liefert das korrigierte Pseudo-R2 von McFadden, welches am Ende
der Regressionstabelle fu¨r alle Modelle berichtet wird. Der Wert des Anpassungsma-
ßes erho¨ht sich zwar durch Beru¨cksichtigung soziologischer Variablen, die Vera¨nderung
gegenu¨ber dem Grundmodell ist aber minimal.
Drittens schneidet die sozialpsychologische Erkla¨rung besonders gut ab. In Ein-
klang mit der Messhypothese weisen die Koeffizienten der entsprechenden Variablen
allesamt ein negatives Vorzeichen auf, sind in den meisten Fa¨llen (ho¨chst) signifikant
und zudem in ihrer Sta¨rke a¨ußerst beachtlich. So verringert in Modell 3 zum Beispiel
das Vorliegen einer Parteiidentifikation ceteris paribus die Chance der Wahlenthaltung
um 60,5%. Die Interpretation der Effekte von Wahlpflichtgefu¨hl, Involvierung, Demo-
kratiezufriedenheit und Efficacy erfordert besondere Sorgfalt, da diesen Variablen ein
ordinales Skalenniveau zu Grunde liegt. Infolgedessen ist eine lineare Interpretation
nur dann zula¨ssig, wenn die Absta¨nde zwischen den Antwortkategorien in etwa gleich
groß sind. Um dies zu testen, werden basierend auf dem Vorgehen bei Long und Freese
(2006, S. 421) je zwei unterschiedliche Modelle gerechnet: Eines, das die interessie-
rende Variable kontinuierlich behandelt (m1) und ein weiteres, in dem die Variable
in kategorialer Form auftaucht (m2). Anschließend findet der Likelihood-Ratio-Test
Anwendung, der fu¨r genestete Modelle geeignet ist. Tabelle 3 zeigt, zu welchen Ergeb-
nissen dieses Vorgehen im vorliegenden Fall fu¨hrt. In drei von vier Fa¨llen (Involvierung,
Demokratiezufriedenheit und Efficacy) deutet der insignifikante p-Wert des Tests dar-
auf hin, dass die Hypothese – m1 sei genested in m2 – verworfen werden muss und
die Variable kontinuerlich in die Regression eingehen kann. Einzige Ausnahme ist das
Wahlpflichtgefu¨hl, dessen Einfluss nicht linear zu sein scheint.
Eine mo¨gliche Erkla¨rung fu¨r diesen Befund liegt in der stark linksschiefen Vertei-
lung der Variable. So finden sich jeweils lediglich zwischen 5,6% und 7,0% der Befragten
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Tabelle 4: LR-Tests auf Linearita¨t
Variable LR χ2 Test Statistik p-Wert
Wahlpflichtgefu¨hl χ2(3)= 21.20 p= 0.000
Involvierung χ2(3)= 1.07 p= 0.783
Demokratiezufriedenheit χ2(3)= 1.88 p= 0.597
Efficacy χ2(3)= 2.74 p= 0.434
Anmerkung: Der Wert in Klammern gibt die Anzahl der Freiheitsgrade an.
in den Antwortkategorien
”
sehr schwaches“,
”
schwaches“ oder
”
ma¨ßiges“ Wahlpflicht-
gefu¨hl wieder, dominant sind die Kategorien
”
stark“ (22,6%) und
”
sehr stark“ (57,7%).
Unter diesen Umsta¨nden ist die Aussagekraft des LR-Tests durchaus fragwu¨rdig. Zu
Gunsten der Modellsparsamkeit wurde deshalb entschieden, auch die Variable Wahl-
pflichtgefu¨hl als kontinuierlich zu behandeln, auch wenn dies unter Umsta¨nden mit ei-
nem Informationsverlust einhergeht. Exemplarisch auf den Koeffizienten der Variablen
Involvierung angewandt, bedeutet das, dass ceteris paribus die Zunahme des politschen
Interesses um eine Einheit eine Abnahme der Chance fu¨r Enthaltung um 50,2% nach
sich zieht. Dieser Effekt ist ebenso robust wie der enthaltungshemmende Einfluss von
Parteiidentifikation und Wahlpflichtgefu¨hl, was sich daran erkennen la¨sst, dass Gro¨ße
und Signifikanz der Koeffizienten auch im Gesamtmodell weitestgehend erhalten blei-
ben. Der wesentliche Erkla¨rungsbeitrag sozialpsychologischer Variablen la¨sst sich auch
an der deutlichen Verbesserung des R2 verglichen mit dem Grundmodell ablesen.
Viertens bringt das Rational-Choice-Modell sehr gemischte Ergebnisse fu¨r die Aus-
sagekraft der Theorie hervor. Die insgesamt sechs Koeffizienten von Entfremdung und
Indifferenz sind nicht nur in ihren Vorzeichen uneinheitlich, sondern verfehlen zudem
in vier Fa¨llen jegliches Signifikanzniveau. Die bemerkenswerte Ausnahme indes stellt
das Themengebiet Steuern dar. Hier weist der Entfremdungskoeffizient nicht nur in
die erwartete Richtung, sondern ist auch im Gesamtmodell noch signifikant. Nimmt
also die subjektiv wahrgenommene Entfernung zur na¨chsten Partei in der Steuerfra-
ge um eine Einheit zu, erho¨ht sich die Chance fu¨r Wahlenthaltung unter Kontrolle
aller anderen Variablen um den Faktor 1,15 (e0,142). Dieser Effekt mag auf den ers-
ten Blick verha¨ltnisma¨ßig klein erscheinen, bei der Interpretation muss aber beachtet
werden, dass die Variable 11-stufig skaliert ist und die Distanz zur na¨chsten Partei
deshalb oftmals mehrere Einheiten betragen kann. Erho¨ht sich die Distanz in der
Steuerfrage beispielsweise um drei Einheiten, betra¨gt die Chance der Wahlenthaltung
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ceteris paribus somit bereits das 1,53-fache (e3·0,142). Noch bedeutender als Indifferenz
und Entfremdung ist im Modell die subjektiv empfundene Bedeutung des Wahlaus-
gangs. Sie ist ho¨chst signifikant und a¨hnelt in ihrer Effektsta¨rke den Variablen Bildung
und Parteiidentifikation. Im Einklang mit dem Kosten-Nutzen-Kalku¨l der Rational-
Choice-Theorie besagt ihr Koeffizient, dass die individuelle Enthaltungswahrschein-
lichkeit sinkt, je mehr in den Augen der Befragten
”
auf dem Spiel steht“. Mit diesem
Ergebnis eng verbunden ist auch das Konzept der closeness einer Wahl (vgl. Cox &
Munger, 1989; Fauvelle-Aymar & Franc¸ois, 2006; Matsusaka, 1993), welches in den
GLES-Befragungen allerdings nicht erfasst wurde.
5 Fazit und Ausblick
Die Ergebnisse dieser Arbeit deuten darauf hin, dass die sozialpsychologische Theorie
am besten geeignet ist, um Wahlenthaltung bei der Bundestagswahl 2017 zu erkla¨ren.
Auch wenn erwartete cross-pressure-Effekte ausbleiben, leisten sozialpsychologische
Pra¨diktoren (insbesondere die Parteiidentifikation, das Wahlpflichtgefu¨hl und die po-
litische Involvierung) einen wesentlichen Beitrag zur Prognose der individuellen Ent-
haltungswahrscheinlichkeit. Doch auch fu¨r rational motivierte Nichtwahl liefert die
Analyse Anhaltspunkte. Neben dem Einfluss der subjektiv empfundenen Bedeutung
der Wahl ist besonders der beobachtete Entfremdungseffekt beim Thema Steuern in-
teressant. Letzterer deutet darauf hin, dass die mangelhafte Attraktivita¨t politischer
Programme lediglich in der Steuerfrage die Neigung zur Wahlenthaltung erho¨ht. Fu¨r
das Issue Migration lassen sich – anders als noch im Jahr 1990 (vgl. Thurner & Ey-
mann, 2000) – in den Daten von 2017 keine Indifferenzeffekte finden. Eine mo¨gliche
Erkla¨rung hierfu¨r liegt im Entstehen und Erstarken der AfD. Indem die Partei ein Va-
kuum am politisch-ideologisch rechten Rand fu¨llt, verbreitert sich das Meinungsspek-
trum zum Thema Migration, weshalb Indifferenz in dieser Sachfrage an Bedeutung
verliert. Die Beobachtung, dass issue-spezifische Entfremdungs- und Indifferenzeffekte
in der Bundesrepublik offensichtlich im Zeitverlauf variieren, bietet einen vielverspre-
chenden Ausgangspunkt fu¨r weitere Forschung. So ließe sich die vorliegende Analyse
anhand der GLES-Daten fu¨r die Wahljahre 2009 und 2013 replizieren, wodurch Trends
in den Determinanten der Wahlenthaltung aufgedeckt werden ko¨nnten.
Im Gegensatz zur sozialpsychologischen Theorie und der rationalistischen Erkla¨rung
scheint der soziologische Ansatz der Wahlforschung keinerlei Beitrag zur Erkla¨rung von
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Wahlenthaltung bei der Bundestagswahl 2017 leisten zu ko¨nnen. Das ist – gemessen an
der langen Tradition der Theorieschule – durchaus u¨berraschend. Es wa¨re aber falsch,
auf Basis der vorliegenden Ergebnisse die soziologische Erkla¨rung von Grund auf in
Frage zu stellen. Die Ursache fu¨r das Ausbleiben entsprechender Effekte liegt unter
Umsta¨nden nicht in einem Konstruktionsfehler des Theoriegeru¨sts, sondern vielmehr
in der veralteten Operationalisierung soziologischer Konzepte. Wa¨hrend Kirchen- und
Gewerkschaftsbindung in der Vergangenheit fu¨r soziale Integration zweifelsohne eine
zentrale Rolle spielten, haben sie diese herausragende Stellung im Zeitalter sozialer Me-
dien und globaler Vernetzung gro¨ßtenteils verloren. Anstatt die soziologische Theorie
vorschnell abzuschreiben, muss es das Ziel weiterer Forschung sein, soziale Integrati-
on neu zu konzipieren und zeitgema¨ß zu operationalisieren. Eine solche Neujustierung
des soziologischen Ansatzes ero¨ffnet im Zusammenspiel mit sozialpsychologischer und
rationalistischer Theorie die Chance, das Pha¨nomen Wahlenthaltung in Zukunft noch
besser zu verstehen.
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Anhang
A Fragewortlaut der Vorwahlbefragung 2017
Schulabschluss
”
Welchen ho¨chsten allgemeinbildenden Schulabschluss haben Sie?“
Wahlenthaltung
”
Wenn Wahlen stattfinden, geben viele Leute ihre Stimme ab, andere kommen
nicht dazu, ihre Stimme abzugeben oder nehmen aus anderen Gru¨nden nicht an
der Wahl teil. Sagen Sie mir bitte anhand dieser Liste, wie wahrscheinlich es ist,
dass Sie am 24. September zur Bundestagswahl gehen.“
(1) bestimmt zur Wahl gehen
(2) wahrscheinlich zur Wahl gehen
(3) vielleicht zur Wahl gehen
(4) wahrscheinlich nicht zur Wahl gehen
(5) bestimmt nicht zur Wahl gehen
(6) habe bereits per Briefwahl meine Stimme abgegeben
(7) bin nicht wahlberechtigt
Haushaltsgro¨ße
”
Wie viele Personen leben sta¨ndig in Ihrem Haushalt, Sie selbst und alle Kinder
mit eingeschlossen?“
Kirchenbindung
”
Wie oft gehen Sie gewo¨hnlich zum Gottesdienst? Bitte sagen Sie es mir mit
Hilfe folgender Liste.“
(1) nie
(2) einmal im Jahr
(3) mehrmals im Jahr
(4) einmal im Monat
(5) zwei- bis dreimal im Monat
(6) einmal die Woche
(7) o¨fter
Gewerkschaftsmitgliedschaft
”
Schauen Sie sich bitte einmal diese Liste an. Sind Sie perso¨nlich in einer dieser
Organisationen Mitglied? Gehen Sie bitte diese Liste durch und sagen Sie mir,
wo Sie Mitglied sind. Sagen Sie mir jeweils dazu, ob Sie nur passives Mitglied
sind, ob Sie sich an den Aktivita¨ten des Vereins bzw. der Organisation beteiligen
und ob Sie ein Amt ausu¨ben?“
(A) Gewerkschaft
(B) Unternehmer-/Arbeitgeberverband
(C) Berufsvereinigung/-verband
...
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Parteiidentifikation
”
Und nun noch einmal kurz zu den politischen Parteien. In Deutschland neigen
viele Leute la¨ngere Zeit einer bestimmten politischen Partei zu, obwohl sie auch
ab und zu eine andere Partei wa¨hlen. Wie ist das bei Ihnen: Neigen Sie - ganz
allgemein gesprochen - einer bestimmten Partei zu? Und wenn ja, welcher?“
Efficacy (A) und Wahlpflichtgefu¨hl (D)
”
Jetzt mo¨chte ich gerne Ihre Meinung zu einigen allgemeinen Aussagen zur Po-
litik wissen. Bitte geben Sie zu jeder der folgenden Aussagen an, inwieweit Sie
diese zutreffend oder nicht zutreffend finden. Sagen Sie es mir anhand dieser
Liste.“
(A) Politische Fragen sind fu¨r mich oft schwer zu verstehen.
(B) Die Parteien wollen nur die Stimmen der Wa¨hler, ihre Ansichten interessie-
ren sie nicht.
(C) Die heutigen Probleme sind so kompliziert, dass die Politik sie nicht mehr
lo¨sen kann
(D) In der Demokratie ist es die Pflicht jedes Bu¨rgers, sich regelma¨ßig an Wahlen
zu beteiligen.
...
Politische Involvierung
”
Einmal ganz allgemein gesprochen: Wie stark interessieren Sie sich fu¨r Politik:
sehr stark, stark, mittelma¨ßig, weniger stark oder u¨berhaupt nicht?“
Politische Zufriedenheit
”
Wie zufrieden oder unzufrieden sind Sie - alles in allem - mit der Demokratie,
so wie sie in Deutschland besteht? Sind Sie sehr zufrieden, zufrieden, teils/teils,
unzufrieden oder sehr unzufrieden?“
Kandidatenorientierung
”
Bitte sagen Sie mir nun, was Sie von einigen fu¨hrenden Politikern halten. Be-
nutzen Sie dafu¨r bitte wieder die Skala von - 5 bis + 5. Wenn Ihnen ein Politiker
nicht ausreichend bekannt ist, brauchen Sie ihn natu¨rlich nicht einzustufen.Was
halten Sie von ... ?“
(A) Angela Merkel
(B) Martin Schulz
(C) Sahra Wagenknecht
(D) Cem O¨zdemir
(E) Christian Lindner
(F) Frauke Petry
(G) Horst Seehofer
Wichtigstes Problem
”
Und nun zur Situation in Deutschland. Sie werden jetzt nach den zwei wich-
tigsten politischen Problemen gefragt. Was ist Ihrer Meinung nach gegenwa¨rtig
das wichtigste politische Problem in Deutschland? Bitte nennen Sie zuna¨chst nur
das allerwichtigste Problem.“
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Lo¨sungskompetenz wichtigstes Problem
”
Und welche Partei ist Ihrer Meinung nach am besten geeignet, das Problem
[Erstgenanntes wichtigstes Problem einfu¨gen, s.o.] zu lo¨sen?“
Parteipositionen Steuer-Issue
”
Manche wollen weniger Steuern und Abgaben, auch wenn das weniger sozial-
staatliche Leistungen bedeutet, andere wollen mehr sozialstaatliche Leistungen,
auch wenn das mehr Steuern und Abgaben bedeutet. Wie stehen Ihrer Meinung
nach die Parteien dazu, wenn Sie eine Skala von 1 bis 11 verwenden?“
Eigene Position Steuer-Issue
”
Und wie ist Ihre Position zum Thema Steuern und sozialstaatliche Leistungen?
Bitte benutzen Sie diese Skala.“
(1) weniger Steuern und Abgaben, auch wenn das weniger sozialstaatliche Leis-
tungen bedeutet
...
(11) mehr sozialstaatliche Leistungen, auch wenn das mehr Steuern und Abga-
ben bedeutet
Parteipositionen Migrations-Issue
”
Jetzt geht es um Zuzugsmo¨glichkeiten fu¨r Ausla¨nder. Sollten die Zuzugsmo¨glichkeiten
fu¨r Ausla¨nder erleichtert oder eingeschra¨nkt werden? Wie stehen Ihrer Meinung
nach die Parteien dazu, wenn Sie eine Skala von 1 bis 11 verwenden?“
Eigene Position Migrations-Issue
”
Und wie ist Ihre Position zum Thema Zuzugsmo¨glichkeiten fu¨r Ausla¨nder? Bitte
benutzen Sie diese Skala.“
(1) Zuzugsmo¨glichkeiten fu¨r Ausla¨nder sollten erleichtert werden
...
(11) Zuzugsmo¨glichkeiten fu¨r Ausla¨nder sollten eingeschra¨nkt werden
Parteipositionen Umwelt-Issue
”
Manche meinen, dass die Beka¨mpfung des Klimawandels auf jeden Fall Vorrang
haben sollte, auch wenn das dem Wirtschaftswachstum schadet. Andere meinen,
dass das Wirtschaftswachstum auf jeden Fall Vorrang haben sollte, auch wenn
das die Beka¨mpfung des Klimawandels erschwert. Welche Politik vertritt Ihrer
Meinung nach ... ?“
Eigene Position Umwelt-Issue
”
Und wie ist Ihre Position zum Thema Beka¨mpfung des Klimawandels und
Fo¨rderung des Wirtschaftswachstums? Bitte benutzen Sie diese Skala.“
(1) Vorrang fu¨r Beka¨mpfung des Klimawandels, auch wenn es dem Wirtschafts-
wachstum schadet
...
(11) Vorrang fu¨r Wirtschaftswachstum, auch wenn es die Beka¨mpfung des Kli-
mawandels erschwert
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Bedeutung der Wahl
”
Und wie wichtig ist es Ihnen perso¨nlich, wie die kommende Bundestagswahl
ausgeht? Sehr wichtig, wichtig, mittelma¨ßig, nicht so wichtig oder u¨berhaupt
nicht wichtig?“
B Variablenlisten
Soziodemographisch (Grundmodell)
Variablenname Beschreibung
Enthaltung 1 Wahlenthaltung
0 Wahlteilnahme
Alter Alter in Jahren
Alter2 Quadriertes Alter in Jahren
Geschlecht 1 Weiblich
0 Ma¨nnlich
Schulabschluss 1 Niedrig (ho¨chstens Hauptschulabschluss)
2 Mittel (Mittlere Reife)
3 Hoch ((Fach-)Hochschulreife)
Soziologisch (Modell 1)
Variablenname Beschreibung
Kirchenbindung 1 Schwach (ho¨chstens 1 Kichgang pro Jahr)
2 Mittel (einmal ja¨hrlich bis 2-3 mal monatlich)
3 Stark (mindestens einmal wo¨chentlich)
Gewerkschaftsmitglied 1 Ja
0 Nein
Alleinlebend 1 1-Personen-Haushalt
0 Sonst
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Sozialpsychologisch (Modell 2)
Variablenname Beschreibung
Parteiidentifikation 1 PI vorhanden
0 PI nicht vorhanden
Wahlpflichtgefu¨hl 1 Wa¨hlen als Bu¨rgerpflicht trifft u¨berhaupt nicht zu
...
5 Trifft voll und ganz zu
Involvierung 1 U¨berhaupt kein Interesse fu¨r Politik
...
5 Sehr starkes Interesse fu¨r Politik
Demokratiezufriedenheit 1 Sehr unzufrieden mit deutscher Demokratie
...
5 Sehr zufrieden mit deutscher Demokratie
Efficacy 1 Versta¨ndnisschwierigkeiten politischer Fragen
...
treffen voll und ganz zu
5 Treffen u¨berhaupt nicht zu
Rationalistisch (Modell 3)
Variablenname Beschreibung
Indifferenz Steuern
 10 Tie zwischen na¨chster und zweitna¨chster ParteiSonstIndifferenz Migration
Indifferenz Umwelt
Entfremdung Steuern

Issue-spezifische Distanz |wim − zijm,min| zwischen
Idealpunkt von Wa¨hler i und na¨chster Partei
Entfremdung Migration
Entfremdung Umwelt
Bedeutung 1 Ausgang der Wahl u¨berhaupt nicht wichtig
...
5 Ausgang der Wahl sehr wichtig
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